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Wie der Politologe Heinrich Oberreuter und der Parteien kritiker Hans Herbert von Arnlm die Rechnungshofvorwürfe gegen den Landtag bewerten und welche Konsequenzen sie fordern 

"Die verschärften Regeln reichen aus" - "Keineswegs!" 
Abgeordnete, die 6000-Euro-Kameras auf Steuerzahler­
kosten kaufen, die sich zusammentun, um größtmögliche 
Kostenerstattung abzugreifen und andere Finanz-Kuriosa: 
Der Rechnungshof hat dem landtag gehörig die Leviten 
gelesen. Wie soU's jetzt weitergehen? Die Staatszeitung 
fragte Heinrich Oberreuter und Hans Herbert von Arnlm -
einig waren sich die beiden jedenfalls darin: Die steuerfreie 
Aufwandspauschale gehört reformiert. 

BSZ Herr Oberreuter. He" von Ar~ 
nim, ist es schlimm. wenn Abgeord­
nete im Rahmen der Mitarbeitef­
pauschale Schreibpersonal in An­
waltskanz/eien beschäftigen, an de­
nen sie ;eweils beteiligt sind? 

OBERREUTER Nein, solange den Zah­
lungen konkrete mandatsbezogene 
Arbeitsleistungen entsprechen, die 
KanrleiaJsonichtsubventioniertwird. 
Der Teufel steckt im Detail der präzi­
sen Abgrenzung. Ergo: abzuraten. 

VON ARNIM Wenn jemand seine Jah­
respauschale von derzeit 90 288 
Euro überweist. geht es nicht nur um 
SchreibpersonaJ. Es fehlt jede Kon­
trolle, ob das Geld wirklich für die 
Tätigkeit aJs Abgeordneter verwen­
det wird oder seinem privaten Porte­
monnaie zugute kommt - und das 
ist schlimm. 

BSZ Soll man die steuerfreie Auf­
wandspauschale abschaffen? Oder 
reformieren? 

OBERREUTER Abschaffen nein, refor­
mieren ja im Sinne einer gewissen 
Abstufung, die objektiven Unter­
schieden im Aufwand gerecht wird. 
Die Kriterien dafür werden allerdings 
umstritten und nicht leicht zu defi­
nieren sein. 

VON ARNIM Die Einheitspauschale 
von 3282 Euro monatlich kann kei­
nen Bestand haben. Sie bekommt 
auch, wer geringe Aufwendungen 
hat, zum Beispiel, weil er in Mün­
chen wohnt, keine Zweitwohnung 
benötigt und geringe Pkw-Kosten 

"Spenden an 
Abgeordnete? Ja, 
aber nicht anonym. " 
Heinrich Oberreuter 

hat. Wenn er dann noch seine Wahl­
kreistätigkeit im Landtagsbüro abwi­
ckelt. fallen bei ihm die wichtigsten 
Ausgaben, für deren Bestrettung die 
Pauschale bestimmtisi. gar nicht an, 
und die Pauschale wird zum steuer­
freien Zusatzeinkommen. Das ist un­
gerecht und verfassungswidrig. Ver­
fahren vor dem Bundesfinanzhof 
und dem Bundesverfassungsgericht 
sind an der mangelnden Klagebe~ 
fugnis der Bürger gescheitert. In 
Bayern aber gibt es die Popularklage 
beim Verfassungsgerichtshof. 

BSZ Ist die TechnikpauschaJe 
(12 500 Euro pro Legislatur) zu 

hoch? Immerhin sind Computer und 
andere IT-Ger.ite mittlerweile sehr 
preiswert zu haben. 

OBERREUTER Sollte man die Technik­
pauschale nicht in die Aufwands· 
pauschale mit einrechnen? 

VON ARNIM Es mUsste ein deutlich 
höhere Eigenbeteiligung als die jet­
zigen 15 Prozent vorgesehen wer­
den. Das wäre eine wirksame Brem­
se gegen missbräuchliche Inan­
spruchnahme. 

BSZ Soll Landtagspräsidentin Barba, 
ra Stamm die Namen der;enigen Ab­
geordneten offen/egen, die in den 
Augen des ORH kritikwürdige Fi­
nanzpraktiken an den Tag legten? 

OBERRtiUTER .. Kritikwürdig" ist alles 
andere als ein bestimmter oder gar 
ein Rechtsbegriff. Die Maßstäbe da­
für sind höchst individuell, geradezu 
beliebig. Und die Bemerkungen des 
ORH sind nicht in allen fällen pro­
blemkundig, geschweige denn sa­
krosankt. Persönlichkeitsrechte gei­
ten auch fOr Abgeordnete. Auf 
schOtterer Basis ist es nicht ange­
bracht, sie an den Pranger zu stel~ 
len. 

VON ARNIM Ja, das sollte sie. Als 
Chefin des landtagsamts ist sie für 
die Missstände mitverantwortlich, 
dann sollte sie auch an deren Aufklä­
rung aktiv mitwirken. Das ist ihr 
auch zuzumuten. Das Verwaltungs· 
gericht Berlin hat gerade die Bun­
destagsverwaltung verurteilt, die 
Verwendung der dortigen Technik­
pauschale zu offenbaren. 

asz Inwiefern so/~ die KontroJltätig­
keit des Landtagsamtes bei der Tech­
flikpauschale verbessert werden? 

OBERREUTER Die Frage erledigt sich, 
sollte die Technik in die Aufwands­
pauschale eingerechnet werden. 
Falls das nicht passiert, sollten nicht 
die Beamten, sondern Parlaments­
gremien selbst die Spielräume vor­
geben. 

VON ARNIM Wie bereits erwähnt, 
plädiere ich im Fall der Technikpau­
schale für eine deutlich höhere Ei­
genbeteiligung. Im Obrigen fragt es 
sich, ob nicht die aHgemeine Kosten· 
pauschale ausreicht, die ja 39 384 
Euro im Jahr beträgt 

asz Reicht die vom Landtag be~ 
schlossene Verschärfung der Regeln 
fOr Mitarbeitefbesehäftigung aus? 

Heinrich Oberreuter. POlitologe und Vorsitzender der Diätenkommission, 
CSU-nah, aber zu deren Leidwesen trotzdem nicht immer CSU-konform. 

OBERJU:UTfR Das tut sie allemal. 

VON ARNIM Nein, der missbräuchn~ 
ehen Verwendung der Mitarbeiter­
pauschale fOr die Mutterpartei oder 
fOrs eigene Portemonnaie ist immer 
noch kein wirksamer Riegel vorge­
schoben. 

SSZ Der ORH sagt. die Verwandten­
beschäftigung war seit 2004 fak­
tisch illegal. Müssen die betroffenen 
Abgeordneten die Gelder zuriJck­
zahlen? 

OBERREUTER Ob der ORH Recht hat, 
ist nicht geklärt. Und solange e, kei· 
ne begründeten Zweifel an der 
Rechtslage sowie eine allgemein 
konsentierte Praxis gab, kann es bif­
figerwelse, noch dazu rückWirkend, 
keine ROckforderung geben. Das 
Obel ist: Die Übergangsregelung 
hätte kein Da.uerzustand werden 
dOrfen. 

VON ARNIM Das hängt auch von Fra­
gen des Vertrauensschulzes ab. Ob 
das Landtagsamt .aber die richtige 
Instanz ist, um das objektiv zu beur­
teilen, nachdem seine Chefin bereits 
die Rechtswidrigkeit der Zahlungen 
seit 2004 bestreite~ ist mehr als 
Iraßlich. 

85Z Soll es Abgeordneten weiterhin 
erlaubt sein, perslJnliche Spenden 
anzunehmen? 

OBERREUTERJa, aber unter verhältnis­
mäßigen Grenz- und Transparenzre­
geln. Das heißt: Die Anzeige- und 

VeröffenUichungspfl1chten - im Fall 
der Beträge wie der Spender - nach 
den Vcrhaltensregeln sollten ver­
schärft, die ganze Materie ins Abge~ 
ordnetengesetz gehoben werden. 

VON ARNIM Nein, Spenden an Abge­
ordnete, die diese nicht an ihre Par­
tei weiterleiten, sollten untersagt 
werden, wie es auch die von Bun­
despräsident von Welzsäcker einge­
setzte Parteienfinanzierungskom. 
mission, der auch ich angehörte. 
empfohlen hatte. 

BSZ In den Reihen der SPD haben 
sich Abgeordnete Mitarbeiter geteilt 
und das ;ntern so verrechnet, dass 
sie jeweils die maximale Erstal­
tungs.summe erhielten. Ist das in 
Ordnung? 

OBERREUTER Selbstverständlich. Es ist 
sinnvoll und auch andernorts Oblich, 
die relativ Oberschaubaren Beträge 
zusammenzulegen, um mehreren 
Abgeordneten gemeinsam hoch­
qualifiZierte organisatorische Zuar­
bei~ sekretarielle Unterstützung und 
wissenschaftliche Beratung zu si­
chern, statt jedem einzelnen nur 
mittelprächtige. 

VON AANIM Das·sieht doch sehr nach 
Manipulation aus. 

Bst Was müsste der Landtag tun. um 
seine Reputation zu retten und 
schnell aus den Schlagzeilen w 
kommen? 

OSERREUTER Was immer er tut, es 

Hans Herbert von Amim: Verfassungsrechtler und Parteienkritiker, für die 
CSU spätestens seit seinem neuen Buch ein rotes Tuch. FOTOS OPA 

wird ihm angesichts des generellen. 
von dieser Affäre ganz unabhängi­
gen Reputationsdefizits "der PoUti­
kerN nicht gelingen. Mit Ironie: Was 
bleibet, stiften die Dichter: N Ein gars~ 
tig Lied, pfui. ein politisch Lied"­
Goethe, und der musste es als Lan-

"Spenden an 
Abgeordnete? Geht 
gar nicht!" 
Hans Herbert von Amlm 

desminister ja wissen. Ohne Ironie: 
Dennoch muss der landtag für kfare 
und transparente Regeln sorgen und 
deren Einhaltung beobachten. 

VON ARNIM Ermüsste alle VorschlAge 
realisieren, die der Rechnungshof 
und die ich in meinem Buch Die 
SeJbstbediener. Wie bayerisehe Po~ 
litiker sich den Staat zur Beute ma­
chen gemacht haben. 

esz Wird sich der Themenkomplex 
auf die kommende Landtagswah/ 
auswirken, und weichet Partei witd 
das am meisten schaden? 

OBERREUTER Kaum, weil im Wesentli­
chen bestehende Vorurteile schein­
bar bestätigt werden. Sie richten sich 
gegen alle. Wie sollen Wähler da 
dann an der Wahlurne stärker diffe­
renzieren? Eher könnte die Wahlbe­
!eillgung leiden. 

antwortlidte CSU hat erstaunliche 
Umfragewerte. Seehafer stellt sich 
eben als "Aufräumer" dar und beM 

hauptet wie Stamm, es gehe nur um 
Einzelfälle. Dabei handelt es sich in 
Wahrheit um tiefliegende systemi~ 
sehe Mängel, und die sind die 
schlimmsten. 

asz Wer trägt die Hauptverantwor­
tung fOr die vom ORH aufgedeckten 
MisssUlnde? Das Landtagsamt? Wer 
dort? Oder die Abgeordneten 
selbst, weil sie die Regeln ja be~ 
schlossen haben? 

OBERREUTt:R Was die Regelungen fOr 
Mitarbeiterbeschäftigung, IT·Aus­
stattung und so weiter betrifft, das 
Parlament als-Ganz-es. Beim konkre­
ten Fehlverhalten: die betreffenden 
Abgeordneten. Das Königsrecht des 
freien Mandats macht den Abgeord­
neten nicnt zum König über Stil und 
Maß. 

VON ARNlM Die Grundverantwor­
tung tragen die Abgeordneten. Sie 
haben die mangelhaften Regelun­
gen Ober die Jahre und Jahrzehnte 
hinweg in eigener Sache besdllos­
sen 'Und es hingenommen, dass die 
gerade hier besonders wichtige Kon~ 
trolle durch die Offentlichkeit gezielt 
ausgeschaltet wurde. 

DIE FRAGEN STELLTE 
WAI.TRAUD TASOfNER 

Heinrich Oberreuter und Hans Herbert 
VON ARNIM AnSCheinend sind die von Amim haben jeweils schriftlich auf 
Auswirkungen gering. Die hauptver- die Fragen geantwortet. 


